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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Krankenpflegegesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Zur Beseitigung des Mangels an Krankenpflegepersonal (Kran- 
kenschwestern, Krankenpfleger, Krankenpflegerhelfer und 
-helferinnen) und zur Befriedigung des künftigen zusätzlichen 
Bedarfs sind Maßnahmen erforderlich, den Krankenpflegeberuf 
anziehender zu gestalten. 


B. Lösung 

Zur Erleichterung des Zugangs zum Krankenpflegeberuf und 

unter Wahrung der fachlichen Anforderungen, die an diesen 

Beruf gestellt werden, soll 

a) das Mindestalter für den Eintritt in Krankenpflegeschulen 
und Schulen für Krankenpflegehilfe bei 17 Jahren verblei- 
ben. Nach Abwägung aller damit verbundenen Vor- und 
Nachteile ist davon Abstand genommen worden, das Min- 
destalter auf 16 Jahre herabzusetzen, 

b) die Verlängerung des Zeitpunktes für Volksschulabschlüsse, 
die nach § 19 Abs. 4 des Krankenpflegegesetzes ohne zusätz- 
liche Vorbildungsnachweise den Zugang zur Ausbildung in 
der Krankenpflege und Kinderkrankenpflege ermöglichen, 
auf den 1. Oktober 1974 verlängert werden. 

Mehrheit im Ausschuß 


C, Alternativen 

Siehe dazu Alternativvorschlag der CDU/CSU für einen Ent- 
schließungsantrag — Seite 2 des Schriftlichen Berichts — . 

D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Krankenpflegegesetzes 

— Drucksache VI/ 1 165 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Schanzenbach 


Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit in der 72. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 14. Oktober 1970 
überwiesen. Der Bundesrat schlägt folgende Ände- 
rungen des Krankenpflegegesetzes vor: 

1. Herabsetzung des Mindestalters für den Zugang 
zur Ausbildung in der Krankenpflege, der Kin- 
defkrankenpflege und der Krankenpflegehilfe 
(§ 8 Abs. 1 Nr. 1 und § 14 e Abs. 1 Nr. 1) von 
17 Jahren auf 16 Jahre (Artikel 1 Nr. 1 und 2), 

2. Verlängerung des Zeitpunktes für Volksschulab- 
schlüsse, die nach § 19 Abs. 4 des Krankenpflege- 
gesetzes ohne zusätzliche Vorbildungsnachweise 
den Zugang zur Ausbildung in der Krankenpflege 
und Kinderkrankenpflege ermöglichen, bis 1. Ok- 
tober 1973 (Artikel 1 Nr. 3). 

Der Bundesrat hält die Herabsetzung des Mindest- 
zugangsalters für erforderlich, damit Schulabgänger 
unmittelbar im Anschluß an den Schulabschluß ihre 
Ausbildung beginnen können und somit Leerzeiten, 
die zur Abwanderung von Anwärtern in andere Be- 
rufe führen, verhindert werden. Einwänden im Hin- 
blick auf das Fehlen notwendiger körperlicher und 
geistiger Reife beugt der Bundesrat mit dem Hin- 
weis auf die allgemeine Akzeleration vor und meint 
im übrigen, daß bei der Gestaltung der Ausbildung 
im Einzelfall weitgehend auf eine fehlende Reife 
Rücksicht genommen werden könne. 

Zu der beantragten Erweiterung des § 19 Abs. 4 
des Krankenpflegegesetzes, der eine Ausnahme- 
regelung zu der in § 8 Abs. 1 Nr. 2 geforderten 
Vorbildungsvoraussetzung eines mittleren Bildungs- 
abschlusses und ähnlicher Abschlüsse enthält, indem 


er Volksschülern, die bis zum 1. Oktöber 1970 die 
Schule abschließen, den Zugang zur Ausbildung ohne 
weitere Vorbildungsvoraussetzungen eröffnet, weist 
der Bundesrat darauf hin, daß nach wie vor die 
meisten Bewerber zu den Kranken- und Kinder- 
krankenpflegeschulen keine zusätzlichen Ausbil- 
dungsvoraussetzungen mitbrächten. Es seien auch 
nicht genügend Pflegevorschulen vorhanden, die die 
Bewerber mit abgeschlossener Volksschulbildung 
vorbereiten könnten. Im übrigen halte die Notwen- 
digkeit des Nachweises zusätzlicher Ausbildungs- 
voraussetzungen zahlreiche Bewerber von der Er- 
lernung des Krankenpflegeberufes ab. Wenn das 
Zugangsalter herabgesetzt werde, müsse den Be- 
werbern auch die Möglichkeit gegeben werden, ohne 
zusätzliche Ausbildung zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt in die Berufsausbildung zu gehen. 

Die durch die Änderungsanträge des Bundesrates 
aufgeworfenen Fragen haben das Parlament wieder- 
holt beschäftigt, so bei der grundsätzlichen Neuord- 
nung der Krankenpflegeausbildung durch das Än- 
derungsgesetz von 1965 und bei der 2. Novelle im 
Jahre 1968. 

Das Änderungsgesetz zum Krankenpflegegesetz 
vom 20. September 1965 (BGBl. I S. 1438) hatte an 
der Regelung des § 8 des Krankenpflegegesetzes 
vom 15. Juli 1957 (BGBl. I S. 716) festgehalten, wo- 
nach für den Zugang zur Ausbildung ein Mindest- 
alter von 18 Jahren mit der Möglichkeit der Aus- 
nahme im Einzelfall zugunsten von siebzehnjähri- 
gen Bewerbern vorgesehen war. Das Zweite Ände- 
rungsgesetz vom 3. September 1968 (BGBl. I S. 989) 
senkte das Zugangsalter auf 17 Jahre, verzichtete 
aber auf die Möglichkeit von Ausnahmen. Die Aus- 
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nahmeregelung des § 19 Abs. 4 stellte ursprünglich 
auf das Jahr 1968 ab, wurde aber durch das Zweite 
Änderungsgesetz auf Schulabgänger bis zum Jahre 
1970 erstreckt. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
zu dem Antrag des Bundesrates auf die Vor- und 
Nachteile der beantragten Änderungen hingewiesen, 
wobei sie betont hat, daß sie es begrüßen würde, 
wenn Lösungen gefunden werden könnten, die Leer- 
zeiten zwischen Schulausbildung und Berufsausbil- 
dung vermeiden ließen. Sie hat ferner an die Ge- 
setzesänderung vom Jahre 1968 erinnert, bei der 
sehr nachdrückliche Stimmen vor einer Herabset- 
zung des Mindestalters wegen der fehlenden Reife 
der Schüler und Schülerinnen gewarnt hätten und 
auf die Empfehlungen in dem Europäischen Über- 
einkommen über die praktische und theoretische 
Ausbildung von Krankenschwestern und Kranken- 
pflegern vom 25. Oktober 1967 aufmerksam gemacht, 
wonach „grundsätzlich Schülerinnen und Schüler 
nicht vor Erreichung eines Alters, das je nach Land 
zwischen 17 und 19 Jahren liegt, mit Kranken und 
dem Krankenhausbetrieb in Berührung kommen 
sollen". 

Zu der vorgeschlagenen Änderung des Zeitpunk- 
tes in § 19 Abs. 4 des Krankenpflegegesetzes hat die 
Bundesregierung auf den Schriftlichen Bericht des 
Ausschusses für Gesundheitswesen zum Entwurf 
eines Zweiten Änderungsgesetzes zum Kranken- 
pflegegesetz hingewiesen, wonach sich die damalige 
Verlängerung schon als ein Kompromiß darstelle. 
Auch in diesem Zusammenhang hat sie das Euro- 
päische Übereinkommen vom 25. Oktober 1967 aus- 
gesprochen und außerdem auf die EWG-Richtlinien- 
vor schlage für Krankenschwestern und Kranken- 
pfleger aufmerksam gemacht, wonach als Ausbil- 
dungsvoraussetzung ein mittlerer Bildungsabschluß 
gefordert werde. Aus dem von der Bundesregierung 
mitgeteilten Zahlenmaterial ergibt sich im übrigen, 
daß die Zahl der Schüler und Schülerinnen, die nur 
eine Volksschulausbildung haben, zwar rückläufig, 
aber nach wie vor erheblich ist. 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig durch den Bundesrat. Sie ver- 
tritt in ständiger Praxis die Auffassung, daß die 
Änderung eines Zustimmungsgesetzes nur dann der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, wenn durch 
das Änderungsgesetz Vorschriften geändert werden, 
die die Zustimmungsbedürftigkeit des ursprüng- 
lichen Gesetzes begründet haben. Diese Voraus- 
setzungen sind nach Äufffassung der Bundesregie- 
rung hier nicht gegeben. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat sich in fünf Sitzungen mit dem Entwurf befaßt. 
Er hat am 29. März 1971 eine öffentliche Informa- 
tions Sitzung durchgeführt, bei der Sachverständige 
aus den Kreisen der beteiligten Berufsverbände, der 
Gewerkschaften etc. gehört worden sind. 

Die Sachverständigen der Krankenpflegeverbände 
haben sich entschieden gegen die beantragte Herab- 
setzung des Mindestzugangsalters ausgesprochen, 
wobei als ausschlaggebender Grund angeführt wor- 
den ist, daß Sechzehnjährige nicht die für die Aus- 


bildung erforderliche geistige und körperliche 
Reife besäßen. Auch die übrigen Fachverbände ha- 
ben sich in diesem Sinne geäußert. Es bestand 
allgemein die Auffassung, daß eine Ausbildung von 
Sechzehnjährigen allenfalls bei einer Umstrukturie- 
rung der Ausbildung in Betracht gezogen werden 
könne, bei der das erste Jahr auf eine rein theore- 
tische Unterweisung entfalle und mit der Ausbil- 
dung am Krankenbett erst im zweiten Jahr begon- 
nen werde. 

Zur Verlängerung der Ubergangsfrist des § 19 
Abs. 4 des Krarikenpflegegesetzes haben sich die 
Sachverständigen nur am Rande geäußert. Es wurde 
angemerkt, daß sich eine Verlängerung mit der an- 
gestrebten Aufwertung des Berufs nicht vertrage 
und daß künftig Verlängerungen nicht mehr zur Dis- 
kussion stehen sollten. 

Seitens der Fraktion der CDU/CSU ist folgender 
Entschließungsantrag zur Diskussion gestellt wor- 
den: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Wei- 
terentwicklung der Krankenpflegeausbildung fol- 
gende Grundsätze zu beachten: 

1. Die Einheit von Praxis und Theorie in der Aus- 
bildung der Krankenschwester muß gewährlei- 
stet bleiben. Die Ausbildung erfolgt deshalb an 
Krankenpflegeschulen, die an einem Kranken- 
haus bzw. in enger Verbindung mit einem Kran- 
kenhaus zu führen sind. 

2. Der Sonderstatus der Schwesternschülerinnen ist 
zu erhalten. Die Auszubildenden haben im Rah- 
men des praktischen Teils ihrer Ausbildung Lei- 
stungen für den Kranken zu erbringen. Die Aus- 
bildung muß dabei den Vorrang haben. 

3. Die Ausbildung muß in das allgemeine Bildungs- 
system eingefügt werden. Die Anerkennung des 
Abschlußexamens muß anderen Ausbildungsab- 
schlüssen gleichgestellt werden und den Zugang 
zu weiteren Ausbildungsgängen möglich machen. 

4. Voraussetzung für die Aufnahme in Ausbil- 
dungsstätten für Kranken- und Kinderkranken- 
pflege soll grundsätzlich der Realschulabschluß 
(Sekundar-Abschluß I) oder eine gleichwertige 
Schulbildung sein. 

Ersatzweise kann ein Hauptschulabschluß mit Be- 
such einer 2jährigen Pflegevorschule oder ent- 
sprechenden Vollzeitberufsschule sozialpflege- 
rischer Richtung anerkannt werden. 

5. Der Ausbildung in einer Schule für Kranken- und 
Kinderkrankenpflege sollte ein Berufsgrundbil- 
dungsjahr vorgeschaltet werden. Es kann an Be- 
rufsschulen, Pflegevorschulen oder als soziales 
Fachschuljahr durchgeführt werden und öffnet 
auch den Weg zu anderen Heilhilfsberufen. 

6. Für Abiturientinnen müssen verkürzte Ausbil- 
dungswege geschaffen werden. 

7. Die Ausbildung zur Krankenpflegehelferin bzw. 
zum Krankenpflegehelfer ist zu erhalten. Für 
diesen Personenkreis sind verbesserte Aufstiegs- 
möglichkeiten vorzusehen. 
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8. Die Ausbildung muß dem europäischen Überein- 
kommen vom 25. Oktober 1967 über die theore- 
tische und praktische Ausbildung von Kranken- 
schwestern und Krankenpflegern entsprechen. 

Nach eingehenden Beratungen ist der Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit unter Einbeziehung 
der Vorschläge der Opposition zu der Überzeugung 
gelangt, daß eine Herabsetzung des Mindestalters für 
den Zugang zur Ausbildung in der Krankenpflege, 
der Kinderkrankenpflege und der Krankenpflege- 
hilfe nicht vertretbar wäre. Mit 16 Jahren ist ein 
Jugendlicher, vor allem in psychischer Hinsicht, nicht 
den Anforderungen gewachsen, die eine Ausbildung 
am Krankenbett an ihn stellt. Die derzeitige Ausbil- 
dung in der Krankenpflege, der Kinderkrankenpflege 
und der Krankenpflegehilfe ist so aufgebaut, daß 
vom Beginn an theoretische und praktische Ausbil- 
dung nebeneinander herlaufen und sich ergänzen. Es 
wäre unter den gegebenen Umständen nicht ohne 
weiteres möglich, eine rein theoretische Ausbildung 
an den Beginn zu legen und die praktische Ausbil- 
dung erst später folgen zu lassen. Es würden hier- 
zu z. Z. noch die notwendigen Ausbildungsstätten 


und die Ausbilder fehlen. Eine Zulassung von Sech- 
zehnjährigen, die allein unter der Voraussetzung 
einer Umgestaltung der Ausbildung vertretbar 
wäre, muß derzeit daher außer Betracht bleiben. 
Eine Änderung des § 8 Abs. 1 Nr. 1 und des § 14 e 
Abs. 1 Nr. 1 des Krankenpflegegesetzes, wie sie der 
Bundesrat vorgeschlagen hat, scheidet deshalb aus. 

Der Ausschuß hält dagegen eine Änderung des 
§19 Abs. 4 des Krankenpflegegesetzes aus den vom 
Bundesrat angeführten Gründen für angebracht und 
spricht sich für eine Verlängerung des Zeitpunktes 
auf den 1. Oktober 1974 aus. 

Der Ausschuß hat die Auffassung gewonnen, daß 
das Krankenpflegegesetz einer Anpassung an die 
heutigen Gegebenheiten und Notwendigkeiten be- 
darf. Er erwartet, daß die Bundesregierung alsbald 
die Vorarbeiten für eine solche Novelle aufnimmt 
und dabei eine Umstrukturierung der Ausbildung, 
die auch eine Zulassung von Sechzehnjährigen er- 
laubt, in die Überlegungen einbezieht. Auch das 
Europäische Übereinkommen vom 25. Oktober 1967 
wird dabei zu berücksichtigen sein. 


Bonn, den 2. Dezember 1971 


Frau Schanzenbach 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1165 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, auf der 
Grundlage des Europäischen Übereinkommens 
vom 25. Oktober 1967 über die theoretische und 
praktische Ausbildung von Krankenschwestern 


und Krankenpflegern eine Neuordnung der Kran- 
kenpflegeausbildung vorzubereiten. Dabei sollen 
die Ergebnisse der öffentlichen Anhörung von 
Sachverständigen des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit vom 29. März 1971 und 
die im vorliegenden Bericht gegebenen Anregun- 
gen berücksichtigt werden; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen und Eingaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Frau Schanzenbach 

Berichterstatterin 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Krankenpflegegesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Das Krankenpflegegesetz in der Fassung vom 
20. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S, 1443), geän- 
dert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Krankenpflegegesetzes vom 3. September 1968 (Bun- 
desgesetzbl, I S. 989), wird wie folgt geändert: 

In § 19 Abs. 4 wird die Jahreszahl „1970" durch die 
Jahreszahl „1974" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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